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„Wenn man sich vor Augen führt, über welche Ressourcen
Italien verfügt, dann ist es geradezu ein Trauerspiel,
was uns die Politik gegenwärtig vor Augen führt.“

Walter Steinmair,
Steuer- und Finanzexperte
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Experten: „Italien ist mit Zypern
nicht vergleichbar“
INTERVIEW: Innsbrucker Universitätsprofessoren Steinmair und Hilpold analysieren die derzeitige Lage im Euroraum

BOZEN (D). Die Zypern-Krise
und weitere Sorgen um die
Stabilität Italiens sorgen der-
zeit wieder für Unsicherheit
an Europas Märkten. Die bei-
den Südtiroler Universitäts-
professoren Peter Hilpold
und Walter Steinmair spre-
chen im „Dolomiten“-Inter-
view über die Hintergründe
der aktuellen Entwicklungen.

„Dolomiten“: Wie beurteilen
Sie die aktuelle Lage im euro-
päischen Finanzsystem, insbe-
sondere in Hinblick auf die
Entwicklungen in Zypern?
Peter Hilpold: In Zypern wurden
viele Fehler gemacht. Die An-
kündigung einer undifferenzier-
ten Zehn-Prozent-Abgabe hat
Schockwellen in der internatio-
nalen Finanzwelt ausgelöst.
Und wir standen kurz vor dem
Kollaps des Euro. Das vergessen
die Märkte nicht so rasch.
Walter Steinmair: Die Vermö-
genssteuer auf Bankeinlagen
hätte in abgestufter Form einge-
führt werden sollen und es hät-
ten Vorkehrungen geschaffen
werden müssen, um Härten zu
vermeiden. Die jetzige Regelung
ist in vielerlei Hinsicht noch un-
ausgewogener. Je nach Bank
und Einlagenhöhe kommen
jetzt Abgaben zur Anwendung,
die teils sogar konfiskatorisch
sind.

„D“: Die Steuer auf Bankein-
lagen war also insgesamt ein
Fehler?
Steinmair: Vermögenssteuern
auf Bankguthaben bedeuten ei-
nen Tabubruch, insbesondere
wenn sie in solcher Höhe zur
Anwendung kommen. Was
nützt eine Einlagensicherung,
wenn diese nur vor einem Ban-
kenzusammenbruch schützt,
nicht aber vor einem Zugriff des
Staates?
Hilpold: Gleichzeitig darf aber
auch nicht übersehen werden,
dass sich Zyperns Banken in ei-
ner äußerst prekären Lage be-
finden. Die Abschreibung von
70 Prozent der griechischen
Staatspapiere hat Zyperns Ban-
ken schwer getroffen. Die Regie-
rung muss diese Banken auffan-
gen, hat aber die Finanzmittel
dafür nicht.
Steinmair: Zyperns Banken sind

völlig überdimensioniert im
Verhältnis zur Größe der Volks-
wirtschaft. Die aktuelle Krise
zeigt die Gefahren auf, die in ei-
nem aufgeblähten Finanzsektor
liegen. Zypern hat lange Zeit am

Schwarz- und Fluchtgeld aus al-
ler Welt profitiert und sich dabei
letztlich selbst am meisten ge-
schadet.

„D“: Warum hat Zypern nicht

ähnliche Maßnahmen wie Grie-
chenland getroffen, nämlich
eine Umschuldung bei den
Staatsobligationen? Solche
Maßnahmen scheinen von der
Finanzwelt akzeptiert zu wer-
den.
Steinmair: Das hätte wenig ge-
bracht. Das Volumen der zypri-
schen Staatspapiere ist zu ge-
ring; es macht nur rund ein
Zehntel der Bankeinlagen aus.
Und die Ansteckungsgefahr für
andere Volkswirtschaften wäre
vielleicht noch größer gewesen,
wenn es nun nach Griechen-
land auch noch auf Zypern zu
einem teilweisen Zahlungsaus-
fall bei den Staatspapieren ge-
kommen wäre. Es ist durchaus
sinnvoll, wenn für jedes Land ei-
gene Problemlösungswege ge-
sucht werden.
Hilpold: Gerade deshalb waren

die Aussagen des neuen Euro-
Gruppen-Chefs Dijsselbloem,
der über einen Modellcharakter
dieser Maßnahmen öffentlich
sinniert hat, so verheerend. Eine
drastische Rettungsaktion war
notwendig. Einmalige, auch
gravierende Spielregelverlet-
zungen kann der Euro verwin-
den. Es darf aber niemals der
Eindruck erweckt werden, dass
es sich dabei um eine Präze-
denzlösung für die ganze Euro-
Zone handelt, denn dann wird
die Stabilität der Euro-Zone
selbst in Frage gestellt.

„D“: Eine ähnliche Gefahr droht
also für Italien nicht?
Hilpold: Italiens Bankensektor
ist mittlerweile gut aufgestellt.
Die italienischen Banken sind
mit der italienischen Realwirt-
schaft eng verbunden, sie halten
wertvolle Beteiligungen an aus-
ländischen Banken, und Ent-
wicklungen wie in Zypern hät-
ten allein schon die strengen
steuerlichen Kontrollen nicht
zugelassen. Diese sind im Übri-
gen gerade kürzlich durch die
Einführung eines Kontenarchivs
bei der Zentralen Steuerkartei
weiter verschärft worden. Die
italienischen Banken sind be-
stimmt in keinster Weise Anzie-
hungspunkt für Flucht- oder
Schwarzgeld.
Steinmair: Die Probleme Itali-
ens sind in erster Linie politi-
scher Natur. Wenn man sich vor
Augen führt, über welche Res-
sourcen dieses Land verfügt, wie
ideenreich und arbeitsam viele
Menschen in diesem Staat sind,
dann ist es geradezu ein Trauer-
spiel, was uns die Politik gegen-
wärtig vor Augen führt. Es
scheint geradezu so, als wollten
manche Politiker verhindern,
dass Italien auf den Weg zu Sta-
bilität und Wachstum zurück-
findet.

BOZEN. Der Inflationsdruck
hat in Südtirol im März weiter
abgenommen. Laut proviso-
rischen Daten des Statistik-
amtes der Gemeinde Bozen
lag die Inflation im Jahresver-
lauf bei 2,6 Prozent und da-
mit niedriger als noch im Mo-
nat Februar (2,8 Prozent). Im
Vergleich zum März 2012 gab
es vor allem bei Wohnung,
Wasser, Energie und Brenn-
stoffen (plus 4,4 Prozent), Bil-
dung (plus 3,5 Prozent) sowie
bei Lebensmitteln und alko-
holfreien Getränken, Beklei-
dung und Schuhwaren und
im Gastgewerbe (jeweils plus
3,2 Prozent) deutliche Preis-
steigerungen. Rückläufig wa-
ren hingegen die Kosten für
die Nachrichtenübermittlung
(minus 5,6 Prozent). Italien-
weit bewegte sich die März-
Inflation im Durchschnitt bei
1,7 Prozent und damit auf
dem Niveau von 2010.

Inflation sinkt weiter

Frankreich verfehlt
Sparziel
PARIS (dpa). Frankreich hat
im vergangenen Jahr mehr
neue Schulden gemacht als
erwartet. Eigentlich darf die
Neuverschuldung nach EU-
Regeln nicht über drei Pro-
zent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) liegen. Frankreich
kommt aber auf 4,8 Prozent
des BIP. Als Zielgröße für das
Haushaltsdefizit hatte die Re-
gierung einen Wert von 4,5
Prozent angegeben. Der Ge-
samtschuldenstand Frank-
reichs stieg im Laufe des ver-
gangenen Jahres um 116,9
Milliarden Euro auf einen Ge-
samtbetrag von rund 1,834
Billionen Euro. Er erreichte
damit den Rekordwert von
90,2 Prozent des BIP nach
85,8 Prozent Ende 2011.
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In Zypern standen die Bankkunden Schlange, um Geld abheben zu können. Die geplante Zwangsabgabe auf
Spareinlagen beunruhigte Kunden und Investoren nicht nur in Zypern, sondern im gesamten Euroraum. AP/Petros
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„Die italienischen Banken
sind mit der Realwirtschaft
eng verbunden.“

Peter Hilpold,
Universitätsprofessor

„Vermögenssteuern auf
Bankguthaben bedeuten
einen Tabubruch.“

Walter Steinmair,
Universitätsprofessor
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